Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2564 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Dienstag, dem 13. Februar 1968, 
am Mittwoch, dem 14. Februar 1968, 
am Freitag, dem 16. Februar 1968 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wie vereinbart sich die Behauptung, „die Zahl 
Geldner der Arbeitslosen geht zurück" in der Schrift 

der Bundesregierung „Zwei Männer — eine 
Aufgabe — Die Richtung stimmt" mit dem 
Höchststand von 672 617 Arbeitslosen Ende 
Januar 1968, 51 500 mehr als im Januar 1967 
und 403 800 mehr als 1966? 


2. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Wie erklärt die Bundesregierung den Ausfall 
ihrer zuständigen Stellen in den ersten beiden 
Tagen nach der — und in bezug auf die — 
Ravensburger Rede des Buridesaußenmini- 
sters? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter 

Peiter 

Welche Anteile hatte das Land Rheinland- 
Pfalz im Jahre 1967 am Ersten Investitions- 
programm, Zweiten Investitionsprogramm, an 
der Ergänzungszuweisung an finanzschwache 
Länder, an der Erhöhung der Mineralölsteuer 
und an der Senkung des Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer von 39Vo 
auf 37% ? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

4. Abgeordneter 

Opitz 

Worauf führt die Bundesregierung den Rück- 
gang des Neuabschlusses von prämienbegün- 
stigten Sparverträgen im Jahre 1967 gegen- 
über 1966 um 43%, bei den Ratensparverträ- 
gen sogar um 50%, zurück? 
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5. Abgeordneter Welche Auswirkungen auf ihre Politik — not- 
Opitz wendige verstärkte Eigentumsbildung bei 

möglichst breiten Bevölkerungskreisen auf der 
einen und wachsender Kreditbedarf der öffent- 
lichen Hand auf der anderen Seite — erwartet 
die Bundesregierung bei Andauern der in der 
Frage 4 skizzierten Entwicklung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


6. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, an einem Sym- 
Frau Dr. Maxsein posium über Fragen der europäischen Luft- 
und Raumfahrtindustrie teilzunehmen, wie es 
in der Direktive Nr. 33 der Versammlung der 
WEU gefordert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


7. Abgeordneter Gibt es keinerlei Möglichkeit einer vorbeu- 
Dr. Rutschke gcnden Gesundheitsfürsorge gegen derartige 
Grippewellen, wie wir sie zur Zeit wieder er- 
leben? 


8. Abgeordneter Binnen welcher Frist werden nach Auffassung 
Picard der Bundesregierung die technischen und wirt- 

schaftlichen Probleme der Herstellung klopf- 
fester Treibstoffe ohne Bleizusatz gelöst sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis 
Geldner zu nehmen, daß entgegen ihren Angaben in 

der 151. Sitzung des Deutschen Bundestages 
der Anteil der amerikanischen Touristen an 
den Ausländerübernachtungen nicht l,3Vo son- 
dern 16Vo im Bundesdurchschnitt ausmacht und 
daß von den 3,188 Milliarden DM Devisenein- 
nahmen aus dem Reiseverkehr 1966 nicht we- 
niger als 947 Millionen DM, also nahezu 30^^o, 
von Touristen aus den USA stammen? 


10. Abgeordneter Wie haben sich die bisherigen Konjunktur- 
Geldner Programme der Bundesregierung auf die be- 

sonders starke Arbeitslosenanfälligkeit in Bay- 
ern und Niedersachsen ausgewirkt? 


11. Abgeordneter Ist es nach der Bergpolizeiverordnung statt- 
Barche haft, daß in den Bergwerken große Mengen 

angeblich unbrauchbar gewordenen Spreng- 
stoffs unter Tage vernichtet werden dürfen, 
wie es in der Grube Lengede geschehen ist? 
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12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, um in Zukunft 

Barche ähnliche Grubenkatastrophen wie in Lengede 

zu verhindern, in der Bergpolizeiverordnung 
unmißverständliche Bestimmungen aufnehmen, 
die die Vernichtung unbrauchbar gewordenen 
Sprengstoffs unter Tage verbieten? 

13. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Land Nordrhein-Westfa- 

Schlee len für die Ansiedlung industrieller Betriebe 

Vergünstigungen bietet, die in anderen Län- 
dern der Bundesrepublik nicht geboten wer- 
den und mangels gleicher finanzieller Lei- 
stungsfähigkeit auch nicht geboten werden 
können? 

14. Abgeordneter Falls die Frage 13 zu bejahen ist, hält es dann 

Sctilee die Bundesregierung für möglich und ange- 

bracht, in den Bedingungen für die Vergabe 
von Bundesmittein zur Förderung der Ansied- 
lung neuer Betriebe im Zonenrand und in 
anderen strukturschwachen Gebieten einen 
Ausgleich zu schaffen? 

Besteht nach Meinung der Bundesregierung 
die Möglichkeit und die Notwendigkeit, die 
Bemühungen zur Schaffung neuer Arbeits- 
plätze im Ruhrgebiet und in den struktur- 
schwachen Gebieten der Bundesrepublik und 
die Förderung der industriellen Ansiedlungen 
durch öffentliche Mittel zwischen dem Bund 
und den Ländern nach gleichmäßig auf das 
Ruhrgebiet und die strukturschwachen Gebiete 
ausgerichteten Gesichtspunkten zu koordinie- 
ren? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Namen 
derjenigen Versorgungs- und Verkehrsunter- 
nehmen zu nennen, die ihrer Ansicht nach 
unter dem Vorwand der Mehrwertsteuer ihre 
Preise zu stark erhöht haben? 

17. Abgeordneter Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 

Dr. Lohmar rung, um eine optimale Präsenz der Bundes- 

republik Deutschland auf der Weltausstellung 
Osaka 1970 zu sichern? 

18. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Dr. Lohmar nehmen, um durch thematische und personelle 

Qualität eine erfolgreiche deutsche Beteiligung 
an der Weltausstellung Osaka 1970 zu gewähr- 
leisten? 

19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 

Dr. Lohmar nis des Ideenwettbewerbs für die deutsche 

Beteiligung an der Weltausstellung Osaka 
1970? 


16. Abgeordneter 

Dorn 


15. Abgeordneter 

Schlee 
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20. Abgeordneter Welche Maßnahmen der regionalen Wirt- 
Fritsch Schaftsförderung für die niederbayerischen- 

(Deggendorf) oberpfälzischen Grenzgebiete gedenkt die Bun- 

desregierung angesichts folgender Arbeitslo- 
senzahlen zum 31. Januar 1968 in nachstehend 
aufgeführten Landkreisen, zu ergreifen? 


Landkreis Kötzting 44,7 Vü 

Landkreis Wolfstein 42,5 Vü 

Landkreis Oberviechtach 39,8 ‘Vü 

Landkreis Viechtach 39,4 Vü 

Landkreis Bogen 32,9Vo 

Landkreis Waldmünchen 31,l^/o 

Landkreis Cham 29,7^/o 

Landkreis Grafenau 26,4^70 

Landkreis Wegscheid 23,4Vo 

Landkreis Regen 23,l®/o 

Landkreis Vohenstrauss 22,5Vo 

Landkreis Roding 19,l^/o 

Landkreis Deggendorf 16,7% 

Landkreis Tirschenreuth 15,4%) 

Landkreis Nabburg 14,2%) 

Landkreis Passau 13,5%) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

21. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der heimatvertriebenen 

Welslau Landwirte, welche noch einen Antrag auf den 

Neubau einer Nebenerwerbsstelle gestellt ha- 
ben? 

22. Abgeordneter Trifft es zu, daß dem Verbraucher immer we- 

Schmidt niger Flaschenmilch, dafür jedoch vorwiegend 

(Braunschweig) Milch in präparierten Tüten angeboten wird, 

was zu einer erheblichen Verteuerung führt? 

23. Abgeordneter Ist beabsichtigt, in Tüten zum Verkauf kom- 

Schmidt mende Milch mit einem auf der Verpackung 

(Braunschweig) leicht zu erkennenden Herstellimgsdatum zu 

versehen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

24. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das übereinkom- 

Ruf men von Vertretern des Bundesarbeitsministe- 

riums, des Bundesversicherungsamtes und der 
Biindesversicherungsanstalt für Angestellte, 
wonach die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte ihre bisherige Verwaltungspraxis 
aufgeben und einen Verzicht auf eine Befrei- 
ung von der Versicherungspflicht niclit mehr 
zulassen wird? 

25. Abgeordneter Auf welche gesetzliche Bestimmung stützt sich 

Ruf diese in Frage 24 erwähnte Vereinbarung? 
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26, Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Hält es die Bundesregierung mit den Grund- 
sätzen des geltenden bürgerlichen Rechts für 
vereinbar, daß Geldleistungen des Bundes (z. 
B. Renten) unbeschadet einer einwandfreien 
und rechtsverbindlichen Abtretungs- bzw. 
Schenkungserklärung des Empfängers im Aus- 
land weiterhin nur an diesen selbst statt an 
den inländischen Begünstigten ausgefolgt 
werden müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nadi 
Dr. Bayerl Pressemeldungen eine Pioniereinheit der Bun- 

deswehr im Jahre 1959 „zufällig'' auf dem Ge- 
lände des ehemaligen Fort Haslang im Raume 
Ingolstadt, das der Münchner Architekt Maier 
vom Freistaat Bayern käuflich erworben hatte, 
geübt und das Gelände eingeebnet hat, ob- 
wohl in unmittelbarer Nähe annähernd gleich- 
wertiges Übungsgelände, das dem Freistaat 
Bayern gehört, zur Verfügung stand? 


28. Abgeordneter 

Dr. Bayerl 


Warum wurden für die in Frage 27 anfge- 
führten Planierungsarbeiten auf dem Privat- 
grundstück des Architekten Maier keine Ko- 
sten erhoben? 


I Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


29. Abgeordneter Trifft es zu — wie der Donaukurier in seiner 

Dr. Bayerl Ausgabe vom 27. Januar 1968 behauptet — , 

daß im Jahre 1959 die Bundeswehr im glei- 
chen Raume 3 Millionen DM aufgewendet hat, 
um das Gelände des ehemaligen Fort Ober- 
stimmen, auf dem heute die Kasernen des 
Geschwaders AG 51 Immelmann stehen, ein- 
ebnen zu lassen? 


30. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten, die aus dem Ver- 

Berlin teidigungshaushalt für die Mitbenutzung des 

Truppenübungsgeländes Senne durch die im 
Standort Augustdorf der Bundeswehr sich be- 
findlichen Truppeneinheiten an die zuständi- 
gen britischen Stellen gezahlt werden? 


31. Abgeordneter Stehen die Kosten bei der Zuständigkeit der 
Berlin britischen Militärstellen für das Übungsge- 

lände in einem vertretbaren Verhältnis zu der 
Nutzung im Hinblick auf Zeit und Flächen 
durch die Bundeswehr? 


32. Abgeordneter Bei Verneinung der Frage 31; welche Mög- 
Berlin iichkeiten sieht die Bundesregierung, um mit 

Erfolg zu einem besseren Verhältnis zwischen 
Kostenaufwand und Nutzung zu kommen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


33. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die vom Bun- 
Picard desverkehrsminister laut Protokoll des Deut- 

schen Bundestages vom 13. Oktober 1967 an- 
gekündigte Verordnung zur Entgiftung der 
Autoabgase erlassen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn 
Mittel aus dem Investitionshaushalt, die zur 
Konjunkturbelebung der deutschen Wirtschaft 
bestimmt sind, dafür verwendete, Holz aus 
dem Ausland anzukaufen? 

In welchem Umfang wurde bei der Ausschrei- 
bung des Bundesbahn-Zentralamtes in Mün- 
chen am 14. Dezember 1967 über 1450 cbm 
Kiefern- und 1900 cbm Laubholz die deutsche 
Sägeindustrie berücksichtigt? 

36. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Ramms im Bedarfsfall auch in der Nähe der Autobahn 

Hinweisschilder auf nahcgclegene Motels bzw. 

Raststätten anzubringen, die nicht der Gesell- 
schaft für Nebenbetriebe der Bundesautobah- 
nen mbH. gehören? 

37. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es 

Ramms zur Ersparnis von Verwaltungsaufwand und 

Kosten beitragen würde, wenn außer den vier 
an der Küste gelegenen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen Hamburg, Bremen, Aurich 
und Kiel auch die sogenannten Binnendirek- 
tionen, die ja z. B. an Rhein und Ruhr auch 
Fahrpatente für die Berufsschiffahrt erteilen, 
mit der Beaufsichtigung der Prüfungen für den 
Motorbootführerschein durch einen nautischen 
Beauftragten betraut würden? 

38. Abgeordneter Warum läßt das jetzt von der Bundesregie- 

Ramms rung vorgelegte Gutachten der „Treuarbeit" 

über Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit im Omnibusbetrieb von 
Bahn und Post entgegen dem Antrag auf 
Drucksache V/701 die privaten Omnibusunter- 
nehmen völlig unberücksichtigt, die rund 30®/o 
aller Orts-, Nachbarorts- und Überlandlinien 
und ca. 80Vo aller Berufsverkehre besitzen? 

ist es nach Kenntnis der Bundesregierung ge- Fragesteller hat sich mit 
sichert, daß mit der Verkehrsübergabe des scJuifUicher Beantwortung 
Schweinfurter Kreuzes auch die Ortsumgehung einverstanden erklärt. 
Schwebheim im Zuge des Autobahnzubringers 
nach Gerolzhofen — Wiesentheid fertig sein 
wird und damit der gesamte Zubringer dem 
Verkehr übergeben werden kann? 


39. Abgeordneter 

Dr. Schulze 
Vorberg 


35. Abgeordneter 

Jung 


34. Abgeordneter 

Jung 
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40. Abgeordneter Welche Mengen Auftausalze werden durch- 

Dr. Enders schnittlich im Winterdienst auf den deutschen 

Straßen verbraucht? 

41. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen 

Dr. Enders von Gemeinden an Steigungsstrecken der 

Bundesautobahn, daß durch die Verwendung 
von Auftausalzen eine Erhöhung des Chlorid- 
gehaltes im Trinkwasser der Schürfquellen 
auftritt und Versalzung des Grundwasser 
droht? 

42. Abgeordneter Mit welchen Maßnahmen werden schädliche 

Dr. Enders Folgen von Auftausalzen verhindert? 

43. Abgeordneter Nach welchen Kriterien erfolgt die Auftrags- 

Dr. Friderichs erteilung von Druckerzeugnissen durch Bun- 

desministerien? 

44. Abgeordneter Hat das Bundesverkehrsministerium mehrere 
Dr. Friderichs Angebote eingeholt und daraufhin das kosten- 
günstigste berücksichtigt, indem es Druck und 
Verlegung der Broschüre „Das verkehrspoliti- 
sche Programm im Spiegelbild der öffentlichen 
Meinung" dem „Neuen Vorwärts-Verlag" in 
Auftrag gab? 

Ist die Bundesregierung bereit, den baldigen 
Bau einer zweiten Main-Brücke in Hanau vor- 
zusehen, um die bis jetzt einzige Brücke zwi- 
schen Offenbach und Aschaffenburg zu ent- 
lasten? 

Kann die Bundesregierung nunmehr konkretes 
Zahlenmaterial darüber vorlegen, ob und 
wenn ja, welche dauernden Kosteneinsparun- 
gen für die Auflösung der Bundesbahndirck- 
tion Augsburg unter Abzug der sich durch die 
Zusammenlegung mit der Bundesbahndirek- 
tion München ergebenden Mehrkosten und 
Mehrbelastungen zu erwarten sind? 

47. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Feststellung des 

Graaff ADAC, daß die Wegweisung an den Straßen 

der Bundesrepublik mangelhaft und fast jedes 
zweite Schild und jede zweite Hinweistafel an 
wichtigen Kreuzungen und Abzweigungen zu 
beanstanden ist? 

48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, als Konsequenz 

Graaff aus der Untersuchung des ADAC bundesein- 

heitliche Richtlinien für die Straßenbeschilde- 
rung zu erwägen, etwa auch in Form des 
Schweizer System der Fernstraßenauszeich- 
nung? 

49. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Frage 

Graaff der Aufnahme von reflektierenden Schildern 

in die Straßenverkehrs-Ordnung? 


46. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


45. Abgeordneter 

Picard 
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50. Abgeordneter 

Baikenhol 


51. Abgeordneter 

Baikenhol 


52. Abgeordneter 

Balkenhol 


53. Abgeordneter 

Kulawig 


54. Abgeordneter 

Kulawig 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den überbezirklichen Charakter der Oberen 
Ruhrtalbahn, die in Hagen und auch spater in 
Warburg den elektrifizierten Strecken ange- 
bunden ist, zu erhalten? 

Wie wird sichergestellt, daß die Obere Ruhr- 
talbahn ihre bisherige Bedeutung als Verbin- 
dungsstrecke Köln — Kassel nach Mittel- 
deutschland behält? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
man Haltestellen für D-Züge in Gemeinden 
von zentralörtlicher Bedeutung (Neheim-Hü- 
sten und Meschede an der Oberen Ruhrtal- 
bahn) aufgeben sollte? 

Ist es zutreffend, daß durch Urteil des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften der 
Klage des Königreichs der Niederlande gegen 
die Entscheidung der Hohen Behörde betref- 
fend die Genehmigung von Als-ob-Tarifen der 
Deutschen Bundesbahn zugunsten der Saar- 
wirtschaft stattgegeben worden ist? 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus die- 
sem Urteil? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


55. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ver- 
Geiger schiedene Verlage, die im Zusammenwirken 

mit der „Deutschen Postreklame" örtliche Te- 
lefonverzeichnisse herausgeben, auf ihre bis- 
herigen Brutto-Preise 10 v. H. als Mehrwert- 
steuerbetrag Zuschlägen? 


56. Abgeordneter 

Geiger 


Hält die Bundesregierung diesen Preiszu- 
schlag für gerechtfertigt? 


57. Abgeordneter 

Geiger 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß ein lOVoiger Zuschlag unter- 
bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel An- 
Welslau träge im Rahmen der Förderung für Instand- 

setzung- und Modernisierungsdarlehen für den 
Wohnungsbau nicht berücksichtigt werden 
konnten? 
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59. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


60. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


61. Abgeordneter 

Dr, Hammans 


62. Abgeordneter 

Wurbs 


63. Abgeordneter 

Wurbs 


64. Abgeordneter 

Wurbs 


65. Abgeordneter 

Dr. Friderichs 


Wieviel Prozent der für Instandsetzung und 
Modernisierung von Altwohnungen vorgese- 
henen Jahresrate von 52,539 Vlillionen DM ist 
in das Land Nordrhein-Westfalen geflossen? 

Wie hoch ist der Prozentsatz der in Frage 59 
angefragten Mittel der in Landkreise des 
Landes Nordrhein-Westfaleii geflossen ist? 

Werden Antragsteller, die im Jahre 1967 nicht 
berücksichtigt werden konnten, irn Jahre 1968 
bevorzugt behandelt werden? 

Wurde der „Wegweiser durch die neuen Miet- 
gesetze" (Herausgeber: Deutscher Mieterbund 
e. V., Köln) vor seiner Drucklegung dem Bun- 
deswohnungsbauministerium zur Kenntnisnah- 
me des Inhalts vorgelegt? 

Bei Bejahung der Frage 62: w^arum wurde 
dann nicht auf Grund der offensichtlich nicht 
objektiven Darstellung des neuen Mietrechts 
eine Verteilung der Broschüre über das Bun- 
deswohnungsbauministerium abgelehnt? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es mit den Pflichten des Bundeswohnungsbau- 
ministers vereinbar ist, wenn er über sein 
Ministerium kostenlos den „Wegweiser durch 
die neuen Mietgesetze" verteilen läßt, in dem 
eine einseitige Intercssenwerbung betrieben 
wird? 

Ist es üblich, daß Bundesministerien — wie 
z. B. das Bundeswohnungsbauministerium mit 
der Broschüre „Neues Mietrecht" des Deut- 
schen Mieterbundes — die Propagierung und 
Verteilung der Broschüre von Interessenver- 
bänden übernehmen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


66. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


67. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


Weiß die Bundesregierung, daß allen Auslän- 
dern in Spanien — also auch den Deutschen — , 
die dort einer gewerblichen Tätigkeit nachge- 
hen, insbesondere sind hiervon Monteure, 
Verkaufs- und Werbereisende betroffen, die 
Benutzung ihrer ausländischen Wagen verbo- 
ten ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den in Frage 66 genannten Personenkreis zu 
schützen, der gegebenenfalls auch mit seiner 
geschäftlichen Tätigkeit eine Erholungsreise 
verbindet und jetzt mit einer Beschlagnahme 
seines Wagens und eventuellem Gerichtsver- 
verfahren rechnen muß? 


Fragesteller hat sich mit 
> schriftlicher Beantwortung 
I einverstanden erklärt. 
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68. Abgeordneter 

Dr. Martin 


69. Abgeordneter 

Dl. Martin 


70. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


71. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 

72. Abgeordneter 

Diebäcker 


73. Abgeordneter 

Diebäcker 


74. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Welche Umstände haben dazu geführt, daß 
die Errichtung einer Zentralstelle für das Aus- 
landsschulwesen sich immer noch verzögert? 

Haben sich bei der Bundesregierung rechtliche 
oder administrative Bedenken gegen den Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 28. 
Juni 1967 und den Beschluß des Auswärtigen 
Ausschusses vom 5, Oktober 1967 ergeben und 
worin bestehen diese gegebenenfalls? 

Wann wird die Bundesregierung die in der 
Fragestunde vom 15. September 1966 ange- 
kündigte Ratifizierung des Wiener Überein- 
kommens über konsularische Beziehungen vom 
24. April 1963 einieiten? 

Bis wann ist mit der Einbringung eines neuen 
Konsulargesetzes zu rechnen? 


Hat die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Moskau die Möglichkeit, russisch- 
sprachiges Informationsmateriai ungehindert 
in der Sowjetunion zu verteilen, wie dies um- 
gekehrt der Botschaft der UdSSR in der Bun- 
desrepublik Deutschland möglich ist? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung für den 
Fall zu unternehmen, daß unter Nichtbeach- 
tung des Gegenseitigkeitsgrundsatzes Infor- 
mationsmaterial über die deutsche Botsdiaft in 
Moskau nicht verteilt werden darf? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die psycho- 
logischen Auswirkungen der Tatsache, daß für 
die Restaurierung der Residenz des deutschen 
Botschafters in Paris, des Palais Beauharnais, 
20 Millionen DM aufgewendet wurden, daß 
darüber hinaus Jahr für Jahr hohe Haltungs- 
kosten anfallen werden zu einem Zeitpunkt, 
in dem zum Ausgleich des Bundeshaushaltes 
zweifellos wichtigerer Etatposten um Hunderl- 
tausende gerungen werden muß, und in dem 
durch das Finanzänderungsgesetz auf Sozial- 
versicherte und Rentner hohe Belastungen zu- 
kommen, ja ein Teil der Kriegsfolgegesdiä- 
digten weiterhin zum Hoffen und Harren ver- 
urteilt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

75. Abgeordnete An welche Maßnahmen hat der Bundesinnen- 
Frau Meermann minister bei seiner Äußerung in Nr. 1 4968 der 
Constanze gedacht: „Ich werde mich dafür ein- 
setzen, daß vor allem in den Bundesministe- 
rien mehr Frauen eingestellt und befördert 
werden."? 
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76. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


In welcher Form ist die Bundesregierung da- 
von unterrichtet worden, daß die Stadt Mün- 
chen im Hinblick auf die Olympischen Spiele 
1972 nach dem gegenwärtigen Stand der Dinge 
schon jetzt etwa 200 Millionen DM mehr als 
ursprünglich veranschlagt benötigen wird, wo- 
von der Bund nach den bisherigen Vereinba- 
rungen ein Drittel zu übernehmen hätte? 


77. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Kostenberechnungen für 
Ertl die Olympischen Spiele 1972 in München we- 

sentlich höher ausfallen werden als sie ver- 
anschlagt worden sind? 


78. Abgeordneter 

Ertl 


In welcher Höhe werden voraussichtlich zu- 
sätzliche Kosten für die Olympischen Spiele 
entstehen? 


79. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung Maßnah- 
Niederalt men beabsichtigt, die zur Folge haben könn- 

ten, daß der Bundesgrenzschutz-Standort Nab- 
burg aufgehoben oder geringer als bisher be- 
legt wird? 


80. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei allen den Bun- 
Niederalt desgrenzschutz betreffenden organisatorischen 

Planungen immer berücksichtigen, daß der 
Standort Nabburg entsprechend dem seiner- 
zeitigen Beschluß des Deutschen Bundestages 
ausdrücklich als grenzlandfördernde Maßnah- 
me begründet wurde und daß deshalb alle 
Planungen im Bereich des Bundesgrenzschut- 
zes, soweit sie den Standort Nabburg berüh- 
ren, auch heute noch dieser Zielsetzung ge- 
recht werden müssen? 


81. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, sollten wirklich 
Niederalt zwingende Gründe auch Veränderungen im 

Bereich des Standortes Nabburg erforderlich 
machen, alles tun, um die Wirtschaftskraft der 
Stadt Nabburg dadurch nicht zu beeinträchti- 
gen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


82. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in jüng- 
Dr. WÖrner ster Zeit überhand nehmenden Verkaufsprak- 

tiken bestimmter Großverkaufsstätten, die ein- 
zelne Waren als „Lockvogel-Angebote" ohne 
wirtschaftlich gerechtfertigten Grund weit un- 
ter Einkaufspreis verschleudern, in ihren Aus- 
wirkungen auf den Verbraucher und das mit- 
telständische Gewerbe? 
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83. Abgeordneter ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 

Dr. Wörner des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe- 

werb vorzubereiten, durch die solche in Fra- 
ge 82 erwähnten Wettbev/erbspraktiken un- 
terbunden werden können? 

84. Abgeordnete Hält die Buridcsregierung eine Reform des 

Frau Dr. Diemer- Straftilgungsgesetzes iür notv/endig, weil die 
Nicolaus überlangen Tilgungsfristen eine Resozialisie- 

rung von Straffälligen erschweren? 

85. Abgeordn(Ter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Dr. Hiidak die vielen Presseinterviews, wie auch der Ar- 

tikel „Ich bin Millionär und Marxist" von 
Hannsheinz Porst im Spiegel (Ausgabe vom 
5. Februar 1968) den Tatbestand der Beein- 
flussung eines schwebenden Verfahrens durch 
die Massenmedien erfüllen? 

86. Abgeordneter Ist die Gleichheit des Bürgers vor dem Gesetz 

Dr. Hudak nicht beeinträchtigt, wenn in einem anstehen- 

den Verfahren der eine Beschuldigte in Presse, 
Funk und Fernsehen die Möglichkeit hat, zu 
seinem Fall das Wort zu nehmen, den anderen 
Beschuldigten aber diese Möglichkeit nicht 
gegeben ist? 

Kann die Bundesregierung ihre in der schriftli- 
chen Antwort auf eine Frage des Kollegen 
Schmitt-Vockenhausen am 27. April 1966 ge- 
äußerte Ansicht, daß es „der Anwaltschaft zu- 
zumuten ist, sich in Sozialsachen mit verhält- 
nismäßig geringen Gebühren zu begnügen, 
weil die Rechtsuchenden regelmäßig den we- 
nig begüterten Kreisen angehören" heute noch 
beibehalten, nachdem Erfahrungen der Praxis 
immer stärker beweisen, daß die Vertretung 
Rechtsuchender durch die Anwaltschaft wegen 
der geringen Gebühren nur in einem unbefrie- 
digenden Umfang geschieht? 

88. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 87: ist diese Haltung 
Dröscher verfassungsrechtlich frei von Bedenken, weil 

dadurch die Rechtsgleichheit vor dem Gesetz 
verletzt wird? 


Bonn, den 8. Februar 1968 


87. Abgeordneter 

Dröscher 
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